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Blickpunkt Berlin 

_______________________________________________________ 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Deutschland steht vor wichtigen Strukturreformen. In dieser Sitzungswoche ging es um zentrale 

Weichenstellungen bei Rente, Infrastruktur, Bürokratieabbau und Organspende. Diese Themen 

betreffen ganz unmittelbar die Frage, wie verlässlich unser Staat ist, wie wettbewerbsfähig unser Land 

bleibt und wie wir den Menschen wieder mehr Sicherheit und Zuversicht geben können. 

Nach den Kommissionen zur Zukunft der Kranken- und Pflegeversicherung hat nun auch die 

Alterssicherungskommission ihre Vorschläge vorgelegt. Dass dies einstimmig gelungen ist, ist ein 

starkes Signal. Die gesetzliche Rente bleibt der wichtigste Baustein für Sicherheit im Alter. Zugleich 

müssen wir sie bezahlbar, generationengerecht und zukunftsfest machen. 

Auch bei der Infrastruktur haben wir wichtige Schritte beraten, damit Straßen, Schienen und Brücken 

schneller geplant, gebaut und saniert werden können. Denn Bürgerinnen und Bürger sowie 

Unternehmen müssen spüren, dass sich etwas bewegt und dass Deutschland wieder schneller wird. 

Über die wichtigsten Themen und Beratungen dieser Woche möchte ich Ihnen in diesem Newsletter 

einen kurzen Überblick geben. Wie immer freue ich mich über Ihre Ideen, Anregungen und Kritik. 

Ich wünsche Ihnen und Euch trotz der Hitze ein erholsames Wochenende. Bitte achten Sie auch auf 

Menschen in Ihrem Umfeld, die bei diesen Temperaturen Unterstützung brauchen könnten. 

Ihre  

 

Dr. Hülya Düber MdB  
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Barrierefreiheit weiterentwickeln, Praxistauglichkeit sichern 

In dieser Woche hat sich der Ausschuss für Arbeit und Soziales in einer öffentlichen Anhörung mit der 

geplanten Novellierung des Behindertengleichstellungsgesetzes befasst. Ziel des Gesetzentwurfs ist 

es, den Zugang zu Gütern und Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen auch im privaten 

Bereich spürbar zu verbessern. Zugleich sollen Unternehmen nicht unverhältnismäßig belastet 

werden. 

Im öffentlichen Bereich sollen die Pflichten des Bundes zur baulichen Barrierefreiheit konkretisiert 

werden. Verbleibende Barrieren sollen nach dem Entwurf bis zum Jahr 2035 abgebaut werden. 

Außerdem sind Änderungen bei Assistenzhunden vorgesehen, um Qualitätsanforderungen zu sichern 

und Verwaltungsverfahren zu vereinfachen. 

Die Anhörung hat deutlich gemacht, wie wichtig dieses Thema ist, aber auch, wie sorgfältig der 

Gesetzentwurf weiter beraten werden muss. Vertreterinnen und Vertreter von 

Behindertenverbänden und Menschenrechtsorganisationen kritisierten, dass die geplanten 

Regelungen nicht weit genug gingen. Aus ihrer Sicht braucht es wirksamere Vorgaben, damit 

Barrierefreiheit im Alltag tatsächlich erreicht wird. Denn ein großer Teil des gesellschaftlichen Lebens 

findet nicht in Behörden, sondern bei privaten Anbietern statt, etwa beim Einkaufen, in der 

Gastronomie oder bei Dienstleistungen. 

Zugleich wiesen Vertreterinnen und Vertreter der Wirtschaft auf mögliche Belastungen und 

Rechtsunsicherheiten für Unternehmen hin. Gerade kleine und mittlere Betriebe brauchen klare, 

verständliche und umsetzbare Regelungen. Barrierefreiheit darf nicht an der Praxis scheitern, sie 

muss aber auch so ausgestaltet sein, dass Betriebe wissen, was konkret von ihnen erwartet wird. 

Ein weiterer Punkt der Anhörung waren die Zutrittsrechte von Assistenzhunden. Hier wurde deutlich, 

dass bestehende Regelungen in der Praxis noch nicht überall bekannt sind. Deshalb braucht es neben 

rechtlichen Vorgaben auch mehr Information und Aufklärung, damit Assistenzhunde im Alltag 

selbstverständlich akzeptiert werden. 

Für mich ist klar, dass Barrierefreiheit ein wichtiger Bestandteil von Teilhabe und Selbstbestimmung 

ist. Menschen mit Behinderungen sollen ihren Alltag möglichst ohne Hindernisse gestalten können. 

Gleichzeitig müssen gesetzliche Vorgaben rechtssicher, verhältnismäßig und praktisch umsetzbar sein. 

Die Anhörung hat dafür wichtige Hinweise geliefert, die nun in die weiteren parlamentarischen 

Beratungen einfließen werden. 
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Austausch mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund 

In der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der CDU/CSU-Bundestagsfraktion laden wir regelmäßig 

Gäste aus Verbänden, Institutionen, Wissenschaft und Praxis ein, um aktuelle arbeits- und 

sozialpolitische Fragen aus unterschiedlichen Perspektiven zu beraten. 

In unserer 25. Sitzung war am Dienstag Elke Hannack, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes, zu Gast. Der Austausch mit den Sozialpartnern ist für mich und meine 

Kolleginnen und Kollegen besonders wertvoll, weil er den Blick für die Praxis schärft und 

unterschiedliche Erfahrungen in die parlamentarische Arbeit einbringt. 

Gerade im Bereich Arbeit und Soziales ist es wichtig, politische Vorhaben nicht nur aus der 

Gesetzesperspektive zu betrachten, sondern auch ihre Wirkung im Alltag von Beschäftigten, 

Betrieben und Familien mitzudenken. Solche Gespräche helfen dabei, Herausforderungen frühzeitig 

zu erkennen und tragfähige Lösungen zu entwickeln. 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                          

 

            © Michael Wittig 

 

Für eine verlässliche und generationengerechte Rente 

Die Rente ist eines der wichtigsten sozialen Versprechen unseres Landes. Wer ein Leben lang 

gearbeitet und Beiträge gezahlt hat, muss sich darauf verlassen können, im Alter gut abgesichert zu 

sein. Gleichzeitig muss das Rentensystem auch für die jüngeren Generationen bezahlbar bleiben. 

Genau darin liegt eine der zentralen Herausforderungen der kommenden Jahre. 

Mit dem am 23. Juni vorgestellten Bericht der Alterssicherungskommission liegt nun eine Grundlage 

für die weitere Debatte über die Zukunft der Rente vor. Die Kommission macht Vorschläge, wie die 

Alterssicherung langfristig verlässlich, bezahlbar und generationengerecht weiterentwickelt werden 

kann. Wichtig ist, dass es sich um Empfehlungen der Kommission handelt. Beschlossen ist damit 

noch nichts. Über konkrete gesetzliche Änderungen entscheiden Bundesregierung und Bundestag im 

weiteren Verfahren. 
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Im Kern empfiehlt die Kommission, die gesetzliche Rente als Fundament der Alterssicherung zu 

erhalten und zugleich durch zusätzliche Vorsorgeformen zu stärken. Dazu gehört insbesondere der 

Aufbau einer neuen Kapitalrente. Damit könnte ein Teil der Altersvorsorge künftig kapitalgedeckt 

ergänzt werden, sodass insbesondere jüngere Menschen langfristig zusätzlich vorsorgen können. 

Wichtig ist dabei der Blick auf das Gesamtbild. Eine einzelne Maßnahme wird die Herausforderungen 

der Rente nicht lösen können. Die Kommission setzt deshalb auf ein Bündel unterschiedlicher 

Vorschläge, die zusammenwirken sollen. Es geht darum, die gesetzliche Rente zu stabilisieren, 

zusätzliche Vorsorge zu stärken, soziale Härten abzufedern und die Finanzierung fair zwischen den 

Generationen zu verteilen. 

Auch beim Renteneintritt empfiehlt die Kommission Veränderungen mit Augenmaß. Steigt die 

Lebenserwartung weiter, soll das Renteneintrittsalter nach 2031 schrittweise und planbar angepasst 

werden. Zugleich sollen Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr in ihrem bisherigen 

Berufsfeld arbeiten können, besser geschützt werden. Vorgesehen wären gezielte 

Härtefallregelungen für rentennahe Jahrgänge. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Unterstützung von Menschen mit kleinen Renten. Wer 

gearbeitet und Beiträge gezahlt hat, soll im Alter spürbar davon profitieren. Deshalb empfiehlt die 

Kommission, eigene Rentenansprüche in der Grundsicherung künftig stärker zu berücksichtigen. 

Zudem empfiehlt die Kommission, die gesetzliche Rentenversicherung breiter aufzustellen. Neue 

Selbstständige, die bisher nicht verpflichtend abgesichert sind, sollen künftig einbezogen werden. 

Auch Minijobberinnen und Minijobber sollen nach den Empfehlungen der Kommission stärker 

rentenversichert werden. Schülerinnen und Schüler sollen davon ausgenommen bleiben. Für 

Beamtinnen und Beamte empfiehlt die Kommission kurzfristig keine vollständige Einbeziehung in die 

gesetzliche Rentenversicherung. Stattdessen sollen Reformen der gesetzlichen Rente wirkungsgleich 

auf die Beamtenversorgung übertragen werden. 

Die Kommission setzt vor allem auf strukturelle Reformen, um die gesetzliche Rentenversicherung 

langfristig zu stabilisieren. Eine höhere Beitragsbemessungsgrenze oder die Einbeziehung weiterer 

Einkommensarten schlägt sie dafür nicht vor. Leistungen, die nicht aus Beiträgen finanziert werden 

sollten, sollen klarer benannt und künftig verlässlicher aus Steuermitteln getragen werden. 

Der Bericht macht deutlich, dass die Rente vor großen Herausforderungen steht, aber gestaltbar 

bleibt. Entscheidend ist, rechtzeitig die richtigen Weichen zu stellen. Dabei geht es um einen fairen 

Ausgleich. Rentnerinnen und Rentner brauchen Verlässlichkeit. Beschäftigte dürfen nicht durch 

immer höhere Beiträge überfordert werden. Unternehmen brauchen tragbare Lohnnebenkosten. 

Und der Staat muss auch künftig handlungsfähig bleiben, etwa für Investitionen in Bildung, 

Infrastruktur, Sicherheit und Zukunftstechnologien. 

Die Empfehlungen der Kommission zeigen mögliche Wege auf, wie Sicherheit im Alter, Anerkennung 

von Lebensleistung und Generationengerechtigkeit zusammengebracht werden können. Sie ersetzen 

keine politische Entscheidung und sind keine beschlossenen Maßnahmen. Sie bieten aber eine 

wichtige Grundlage für die weitere politische Beratung und für eine langfristig tragfähige 

Rentenreform. 

Den vollständigen Bericht finden Sie hier: Empfehlungen der Alterssicherungskommission  

  

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228/2444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/2026-06-24-bericht-alterssicherungskommission-data.pdf?download=1
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Mehr Tempo für Infrastruktur, Verwaltung und Alltag 

Deutschland muss schneller, moderner und handlungsfähiger werden. Genau darum ging es in dieser 

Sitzungswoche bei mehreren wichtigen Gesetzesvorhaben. Im Mittelpunkt stand das Infrastruktur-

Zukunftsgesetz, das der Deutsche Bundestag am 26. Juni 2026 verabschiedet hat. 

Mit dem Gesetz reformieren wir das Planungs- und Genehmigungsrecht grundlegend. Ziel ist es, dass 

Straßen, Schienen, Wasserstraßen, Brücken und weitere zentrale Infrastruktur schneller saniert, 

ausgebaut und neu gebaut werden können. Damit setzen wir einen wichtigen Punkt aus dem 

Koalitionsvertrag um und gehen zugleich einen großen Schritt in Richtung Staatsmodernisierung. 

Künftig werden zentrale Verkehrsprojekte bei Schiene, Straße, Wasserstraßen und Flughäfen in das 

überragende öffentliche Interesse gestellt. Sie erhalten damit bei Abwägungsentscheidungen ein 

stärkeres Gewicht. Ein Abbau von Umweltstandards ist damit nicht verbunden. Vielmehr geht es 

darum, wichtige Vorhaben nicht länger in langwierigen Verfahren feststecken zu lassen. 

Zugleich werden Verfahren digitaler und einfacher. Planfeststellungsverfahren sollen künftig von 

Anfang bis Ende digital durchgeführt werden. Doppelte Verfahrensschritte zwischen Raumordnung 

und Linienbestimmung werden abgeschafft. Bei kleineren Modernisierungen im Schienennetz entfällt 

die zeitaufwändige Umweltverträglichkeitsprüfung. Auch bei der Elektrifizierung von Bahnstrecken 

wird die UVP-Pflicht deutlich reduziert. 

Ein wichtiger Punkt betrifft außerdem Brücken. Sämtliche Brückenersatzbauten sollen künftig ohne 

Planfeststellungsbeschluss errichtet werden können. Das ist gerade für die vielen 

sanierungsbedürftigen Brücken in Deutschland ein wichtiger Schritt. Denn wer täglich auf 

funktionierende Verkehrswege angewiesen ist, erwartet zu Recht, dass notwendige Sanierungen nicht 

jahrelang an Verfahren hängen bleiben. 

Im parlamentarischen Verfahren konnten wir den Gesetzentwurf noch einmal deutlich verbessern. 

Für viele Bundesstraßen wird die Erweiterung auf vier Fahrstreifen in das überragende öffentliche 

Interesse gestellt. Auch Hochwasser- und Küstenschutz werden künftig als überragendes öffentliches 

Interesse anerkannt und dienen der öffentlichen Sicherheit. Zudem wird die Zuständigkeit des 

Bundesverwaltungsgerichts auf weitere Straßen- und Schienenvorhaben ausgeweitet, damit schneller 

abschließende Rechtssicherheit entsteht. 

Auch bei Umweltkompensationen wird mehr Flexibilität geschaffen. Wenn Naturräume durch 

Infrastrukturvorhaben beeinträchtigt werden, können Bauherren die Kompensation künftig einfacher 

über Ersatzgeld an eine staatliche Stelle leisten. Das sorgt für mehr Praktikabilität und hilft, Konflikte 

zwischen Infrastrukturvorhaben und Umweltbelangen schneller aufzulösen. 

Mehr Tempo brauchen wir aber nicht nur beim Bauen, sondern auch bei Innovationen. Mit dem 

Bundeserprobungsgesetz schaffen wir Freiräume, um neue Technologien, Verwaltungsverfahren und 

moderne Lösungen unter realen Bedingungen zu testen. Gute Ideen sollen schneller in die Praxis 

kommen, statt an unnötiger Bürokratie zu scheitern. Der Staat muss mit dem technologischen 

Wandel Schritt halten und selbst lernfähiger werden. 

Auch im Alltag der Bürgerinnen und Bürger sollen Verfahren einfacher werden. Mit dem Gesetz zur 

digitalen Fluggastabfertigung ermöglichen wir schnellere und bequemere Abläufe an deutschen 

Flughäfen. Fluggesellschaften können künftig unter klaren Voraussetzungen Daten aus Reisepässen 
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und Personalausweisen digital nutzen, um den Check-in effizienter zu gestalten. Die Teilnahme bleibt 

freiwillig, die klassische Abfertigung bleibt weiterhin gleichwertig bestehen. 

Ein weiteres Vorhaben betrifft das Recht auf Reparatur. Künftig sollen Reparaturen defekter Produkte 

attraktiver, transparenter und einfacher werden. Das stärkt die Rechte der Verbraucherinnen und 

Verbraucher, schont Ressourcen und unterstützt zugleich Reparaturbetriebe vor Ort. Reparieren statt 

Wegwerfen ist ein Beitrag zu Nachhaltigkeit und wirtschaftlicher Vernunft. 

All diese Vorhaben haben ein gemeinsames Ziel. Die Menschen und Unternehmen in unserem Land 

sollen spüren, dass sich etwas bewegt. Brücken müssen schneller saniert werden, Züge auf 

erneuerter Infrastruktur zuverlässiger fahren und wichtige Projekte dürfen nicht länger in 

bürokratischen Prozessen stecken bleiben. Dafür schaffen wir jetzt die Grundlage. 

 

 

Aktuelle Stunde zum Faschismus-Vorwurf des neuen Linken-Chefs 

In dieser Woche haben wir im Deutschen Bundestag in einer Aktuellen Stunde über die jüngsten 

Äußerungen des neu gewählten Linken-Parteichefs Luigi Pantisano debattiert. Er hatte der Union eine 

faschistische Politik vorgeworfen. Ein solcher Vorwurf ist nicht nur eine grobe Diffamierung, sondern 

überschreitet aus meiner Sicht klar die Grenzen einer fairen demokratischen Auseinandersetzung. 

Wer die Union als faschistisch bezeichnet, verharmlost den historischen Faschismus und die 

Verbrechen, die in seinem Namen begangen wurden. Gerade in Deutschland dürfen wir mit solchen 

Begriffen nicht leichtfertig umgehen. Politische Meinungsverschiedenheiten gehören zur Demokratie. 

Die bewusste Delegitimierung des politischen Gegners gehört nicht dazu. 

In der Debatte haben wir als CDU/CSU-Fraktion deutlich gemacht, dass wir Extremismus in jeder 

Form entschieden entgegentreten. Das gilt für den rechten ebenso wie für den linken Rand. 

Demokratische Parteien müssen klar unterscheiden zwischen harter politischer Auseinandersetzung 

und einer Sprache, die spaltet, verächtlich macht und radikalisiert. 

Besonders wichtig ist mir dabei auch der Blick auf den wachsenden Antisemitismus. Wenn auf 

Parteitagen Parolen und Positionen Raum bekommen, die jüdisches Leben in Deutschland 

verunsichern, darf das nicht relativiert werden. Antisemitismus ist niemals eine Meinung, sondern 

eine Gefahr für unsere freiheitliche Demokratie. 

Die Union steht als Kraft der demokratischen Mitte für klare Haltung, historische Verantwortung und 

Respekt im politischen Streit. Gerade in schwierigen Zeiten braucht unser Land keine weiteren 

Zuspitzungen, sondern eine Debattenkultur, die in der Sache hart sein darf, aber die Würde des 

politischen Gegenübers achtet.  

Gerade deshalb müssen wir den politischen Streit wieder stärker auf die Sache konzentrieren. Wer 

andere demokratische Parteien mit historischen Kampfbegriffen belegt, löst keine Probleme und 

überzeugt auch niemanden. Er vergiftet das politische Klima und erschwert den notwendigen 

Austausch über die konkreten Herausforderungen unseres Landes. Demokratie braucht klare Kante 

gegen Extremismus, aber auch Maß, Verantwortung und Respekt im Umgang miteinander. 
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Sicherheit stärken, Bauen erleichtern, Kommunen entlasten 

Neben den abschließenden Beratungen standen in dieser Sitzungswoche auch mehrere wichtige 

Vorhaben in erster Lesung auf der Tagesordnung. Sie zeigen, worum es uns geht. Der Staat muss 

handlungsfähig sein, Sicherheit gewährleisten, Verfahren vereinfachen und Länder wie Kommunen 

bei ihren Aufgaben unterstützen. 

Ein zentrales Vorhaben ist die IP-Adressspeicherung. Nach langen Beratungen liegt nun ein 

Kompromiss vor, der die Belange von Strafverfolgung und Datenschutz zusammenführt. IP-Adressen 

sind bei schweren Straftaten im digitalen Raum häufig der entscheidende Ermittlungsansatz. Das gilt 

etwa bei Kindesmissbrauch, organisierter Kriminalität oder schweren Cyberangriffen. Die Speicherung 

soll unter klaren rechtsstaatlichen Vorgaben erfolgen und ausschließlich der Strafverfolgung und 

Gefahrenabwehr dienen. Für uns ist klar, dass das Internet kein rechtsfreier Raum sein darf. 

Auch die Cybersicherheit wollen wir weiter stärken. Das Bundeskriminalamt und die Bundespolizei 

sollen zeitgemäße Befugnisse erhalten, um Cyberangriffe früher erkennen und besser abwehren zu 

können. Zugleich werden die Anforderungen an die IT-Sicherheit kritischer Systeme weiterentwickelt. 

Angesichts wachsender Bedrohungen im digitalen Raum ist das ein wichtiger Schritt für mehr 

Resilienz von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. 

Beim Bauen setzen wir auf schnellere Verfahren und bessere Rahmenbedingungen. Mit der 

Modernisierung des Städtebau- und Raumordnungsrechts, insbesondere des Baugesetzbuchs, wollen 

wir dazu beitragen, dass in Deutschland schneller und bezahlbarer gebaut werden kann. Vorgesehen 

sind unter anderem einfachere Umweltprüfungen, gestraffte Bauleitplanverfahren, weniger 

Mehrfachbeteiligungen und mehr Spielräume für die Gemeinden bei der Ausweisung von 

Baugebieten. Gegen Schrottimmobilien soll künftig härter vorgegangen werden. 

Dabei geht es auch ganz konkret um Entlastung vor Ort. Städte, Gemeinden und Landkreise stehen 

unter erheblichem Druck. Sie müssen Infrastruktur erhalten, Wohnraum ermöglichen, soziale 

Leistungen stemmen, Integration organisieren und zugleich eine leistungsfähige Verwaltung 

sicherstellen. Wenn Verfahren einfacher werden, Planung beschleunigt wird und Zuständigkeiten 

klarer werden, hilft das den Kommunen unmittelbar. Denn starke Kommunen sind die Grundlage 

dafür, dass Politik bei den Menschen ankommt. Zudem entlastet der Bund Länder und Kommunen 

finanziell. In dieser Wahlperiode sollen sie zusätzlich mit insgesamt vier Milliarden Euro unterstützt 

werden. Besonders finanzschwache Flächenländer sollen jährlich 250 Millionen Euro erhalten, um 

Kommunen mit hohen Kassenkrediten zu entlasten. Das ist wichtig, damit Städte und Gemeinden 

wieder mehr Spielräume gewinnen und notwendige Investitionen vor Ort angehen können. 

Ein weiteres Vorhaben betrifft die Bekämpfung von Menschenhandel und sexueller Ausbeutung. Der 

Schutz der Betroffenen soll verbessert und der Straftatbestand erweitert werden, unter anderem um 

die Ausbeutung von Leihmutterschaft, illegale Adoption und Zwangsheirat. Außerdem soll erstmals 

eine allgemeine Nachfragestrafbarkeit eingeführt werden. Wer wissentlich oder grob fahrlässig 

Dienste einer Person in Anspruch nimmt, die Opfer von Menschenhandel ist, macht sich künftig 

strafbar. 

Diese Vorhaben haben einen gemeinsamen Kern. Wir wollen einen Staat, der schützt, ermöglicht und 

dort durchgreift, wo Freiheit, Sicherheit und Menschenwürde bedroht sind. Dazu gehören klare 

Regeln im digitalen Raum, schnellere Verfahren beim Bauen, verlässliche Unterstützung für unsere 

Kommunen und ein entschlossener Schutz derjenigen, die besonders verletzlich sind.  
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Praktikumsbericht: Schülerpraktikum im Bundestag 

„In dieser Woche habe ich mein zweiwöchiges Schülerpraktikum im Bundestagsbüro von Dr. Hülya 

Düber begonnen. Ich bin Schüler der 9. Klasse am Primo-Levi-Gymnasium in Berlin und wollte gerne 

selbst erleben, wie politische Arbeit im Bundestag funktioniert. Da ich mich in der Schule besonders 

für Politik interessiere und mir das Debattieren im Unterricht viel Spaß macht, war ein Praktikum in 

einem Abgeordnetenbüro für mich besonders spannend. 

Mein erster Tag begann am Paul-Löbe-Haus. Nach der Sicherheitskontrolle wurde ich im Büro von Dr. 

Düber empfangen und dem Team vorgestellt. Anschließend bekam ich meinen Hausausweis und 

lernte die ersten Wege und Gebäude des Deutschen Bundestages kennen. Gerade am Anfang war es 

beeindruckend zu sehen, wie groß der Bundestag ist und wie viele Menschen dort jeden Tag arbeiten. 

Ein besonderes Erlebnis war für mich der Dienstag vor der Fraktionssitzung der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion. Dort konnte ich Fotos mit Bundeskanzler Friedrich Merz, Bundestagspräsidentin 

Julia Klöckner, dem CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden Jens Spahn und Außenminister Johann Wadephul 

machen. Diese Begegnungen haben mir gezeigt, wie nah man im Bundestag an politischen 

Entscheidungen und bekannten Persönlichkeiten des politischen Lebens ist. 

Auch inhaltlich konnte ich in den ersten Tagen viele Eindrücke sammeln. Ich durfte an Sitzungen der 

Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales, der Arbeitsgruppe Petitionen sowie an den entsprechenden 

Ausschusssitzungen teilnehmen. Dort konnte ich erleben, wie Themen vorbereitet, besprochen und 

politisch beraten werden. Besonders interessant war für mich auch die Befragung der 

Bundesregierung im Plenum, die ich von der Besuchertribüne aus verfolgen konnte. 

Neben den Sitzungen habe ich auch erste Abläufe im Büro 

kennengelernt. Ich habe die Post abgeholt, geöffnet, 

gestempelt und sortiert, Einladungskarten vorbereitet und 

konnte dem Team bei der täglichen Arbeit über die Schulter 

schauen. Dabei habe ich gemerkt, dass zu politischer Arbeit viel 

mehr gehört als die Reden und Debatten, die man aus den 

Medien kennt. Viele Termine müssen vorbereitet, Anfragen 

bearbeitet und organisatorische Dinge abgestimmt werden. 

In der kommenden Woche werde ich die Büroarbeit noch näher 

kennenlernen. Frau Dr. Düber ist dann im Wahlkreis unterwegs, 

ich arbeite aber mit ihrem Team im Bundestag weiter. 

Außerdem steht der Besuch meiner Lehrerin an, die sich vor Ort 

ein Bild von meinem Praktikum machen wird. 

Ich freue mich auf die zweite Woche und darauf, noch mehr 

darüber zu erfahren, wie der Arbeitsalltag einer 

Bundestagsabgeordneten und ihres Teams funktioniert.“ 

 

Dr. Hülya Düber MdB  
Platz der Republik 1  11011 Berlin  (030) 227 – 71447  

huelya.dueber@bundestag.de 
Wahlkreisbüro: Steinachstr. 3b  97082 Würzburg  Tel. (0931) 4679 172 


